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I 0075/2018 (BJD) 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Gerichte oder Staatsanwaltschaft - wer 

soll die Härtefallklausel anwenden? (26.06.2018)  

 

Die neuen strafrechtlichen Bestimmungen über die Landesverweisung straffälliger Ausländer 

sind seit dem 1. Oktober 2016 in Kraft. Die Landesverweisung muss immer von einem Gericht 

angeordnet werden. Im Strafbefehlsverfahren der Staatsanwaltschaft ist sie ausgeschlossen. 

Wie Medienberichte (Solothurner Zeitung vom 15.03.2018) zeigen, wendet die Solothurner 

Staatsanwaltschaft das Strafbefehlsverfahren an, wenn bei einer Katalogtat die Härtefallklau-

sel zur Anwendung kommt. 

Dieses Vorgehen ist rechtlich wohl zulässig, aber umstritten, weil vom Gesetzgeber nicht ge-

wollt. Ausserdem besteht die Gefahr, dass die Katalogtaten nach Art. 66a Absatz 1 StGB aus 

"Effizienzgründen" im Strafbefehlsverfahren beurteilt und die Härtefallklausel grosszügig 

ausgelegt wird, da in diesem Verfahren keine Landesverweisung ausgesprochen werden 

kann. 

Auf Bundesebene wurden Vorstösse eingereicht, mit dem Ziel, dass bei Personen mit Aufent-

haltsrecht Katalogtaten immer durch ein Strafgericht beurteilt werden müssen. Dies ohne 

Rücksicht darauf, ob eine Landesverweisung ausgesprochen wird oder die Härtefallklausel zur 

Anwendung kommt. Es ist davon auszugehen, dass die Strafprozessordnung entsprechend 

angepasst wird. 

 

Wir bitten die Regierung um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Ist die Regierung der Ansicht, dass die Härtefallklausel, wie vom eidgenössischen Parla-

ment vorgesehen, nur in Ausnahmefällen zur Anwendung kommen soll? 

2. Wie oft wendete die Solothurner Staatsanwaltschaft die Härtefallklausel an? 

3. Gibt es eine interne Weisung des Oberstaatsanwalts, wie die Staatsanwälte bei entspre-

chenden Verfahren vorzugehen haben? 

4. Würde es die Regierung begrüssen, wenn die Solothurner Staatsanwaltschaft bei Fällen 

von Katalogtaten freiwillig auf das Strafbefehlsverfahren verzichtet? 

5. Wie kann – bis zur Revision der eidgenössischen Strafprozessordnung – sichergestellt wer-

den, dass bei Personen mit Aufenthaltsrecht Katalogtaten nicht mittels Strafbefehlsverfah-

ren durch die Staatsanwaltschaft, sondern immer durch ein Strafgericht beurteilt werden? 

 

Begründung 26.06.2018: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Urs Unterlerchner, 2. Philippe Arnet, 3. Marianne Meister, Johanna Barthol-

di, Hubert Bläsi, Enzo Cessotto, Peter Hodel, Michael Kummli, Barbara Leibundgut, Georg 

Lindemann, Marco Lupi, Verena Meyer, Simon Michel, Anita Panzer, Christian Scheuermeyer, 

Heiner Studer, Mark Winkler (17) 


